
Eine aktive und systematische Integrationspolitik ist unverzichtbar für die Zu-
kunftsfähigkeit unseres Landes. Wer glaubt, das Gelingen der Integration und 
der eigene Aufstieg seien allein eine Frage des Wollens und der persönlichen 
Anstrengung, der irrt. Die notwendige individuelle Bereitschaft, sich in die Ge-
sellschaft zu integrieren, braucht als unverzichtbares Gegenstück immer auch 
die öffentliche Bereitschaft, den Prozess der Integration zu fördern und durch 
tragfähige Strukturen auch institutionell abzusichern.

Integrationspolitik war in Nordrhein-Westfalen nie eine Politik des offenen par-
teipolitischen Streits, sondern der sachlichen Zusammenarbeit. Deshalb sieht 
die Landesregierung ihre Integrationspolitik ganz bewusst in der Tradition der 
nordrhein-westfälischen Integrationsoffensive vom 19. Juni 2001, die von den 
damaligen Fraktionen der SPD, CDU, Grünen und FDP gemeinsam beschlossen 
wurde. Diese Integrationsoffensive ist Ausdruck des „nordrhein-westfälischen 
Integrationskonsenses“, der sich über alle Kontroversen und alle Regierungs-
wechsel hinweg als bemerkenswert tragfähig erwiesen hat. Dazu gehört der 
Grundsatz, in der Integrationspolitik über die Parteigrenzen hinweg zusammen 
zu arbeiten und integrationspolitische Debatten nicht auf dem Rücken der 
Menschen mit Zuwanderungsgeschichte auszufechten.

Der Integrationsbericht „Land der neuen Integrationschancen“ bilanziert den 
im Juni 2006 beschlossenen Aktionsplan Integration. Dem Bericht zugrunde 
liegt neben anderem umfangreichen Datenmaterial eine Sonderauswertung 
des Mikrozensus. Dies ist eine jährliche Befragung von einem Prozent der 
Bevölkerung, und damit repräsentativ. Der Bericht gibt einen Überblick über 
die Bevölkerungsentwicklung in Nordrhein-Westfalen, den Stand der Integra-
tion anhand der Lebenslagen der Menschen mit Zuwanderungsgeschichte. 
Darüber hinaus enthält der Bericht zahlreiche Statistiken zu Menschen mit 
Zuwanderungsgeschichte.
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